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srael war gerade zwölf Jahre alt, die
Bundesrepublik nicht einmal elf, als
Adolf Eichmann in Argentinien von
AgentendesMossadgekidnapptwur-

de. Am 22. Mai 1960 brachte eineMaschi-
ne der El Al den einstigen SS-Obersturm-
bannführer außer Landes, am Tag darauf
kam er in Haifa in Haft, am 11. April 1961
begann vor dem Bezirksgericht in Jerusa-
lem sein Prozess, der weltweit Schlagzei-
len machen sollte. Die Bilder von dem
schmalen Mann im Glaskasten, der sich,
höchst irreführend, als Bürokrat und Be-
fehlsempfänger präsentierte, aber auch
die Aussagen der Zeugen veränderten den
Blick auf den Mord an den europäischen
Juden.

Fällt heute der Name Eichmann, den
vor dem Prozess nur wenige kannten,
horcht die Öffentlichkeit immer noch auf.
DochderGrunddafür sindkaummehrdie
konkreten Verbrechen, derentwegen der
Referatsleiter IV B 4 („Juden- und Räu-
mungsangelegenheiten“) im Reichsicher-
heitshauptamt nach 120 Verhandlungsta-
gen schuldig gesprochen und zum Tode
verurteilt wurde.Was das Interesse wach-
hält, sinddie „InteressenumEichmann“–
soder treffendeTitel eines derBücher, die
um den 50. Jahrestag des Prozesses er-
schienen. Zum Teil lagen diese Interessen
in Jerusalem offen zutage, zum Teil ka-
men sie erst später ans Licht. Sie verwei-
sen auf die komplizierte Nachgeschichte
des Holocaust, die sich in den Umständen
von Eichmanns Flucht nach Südamerika,
seinemTreiben imKreisder „altenKame-
raden“ und seiner spektakulären Entfüh-
rung natürlich nicht erschöpft.

Die politischenPrämissen, unter denen
Israel nach Eichmanns Ergreifung agier-
te, waren sehr klar: Die Welt sollte akzep-
tieren, dass sich der junge Staat als die al-
leinige und rechtmäßige Vertretung aller
Juden verstand. Aber derProzess bot auch
Gelegenheit, das Narrativ der zionisti-
schen Staatsgründung zu erweitern, in
dem das Schicksal der europäischen Ju-
denbisdahinkaumeineRollegespielthat-
te. Jetzt sprach Premierminister David
Ben-Gurion von der „historischen Pflicht
gegenüber sechs Millionen Angehörigen
unseres Volks, die ermordetworden sind“.

Israels Anspruch auf rückwirkende Zu-
ständigkeit für die Bestrafung von Natio-
nalsozialisten und derenHelfern – sprich:
vonVerbrechen, die stattgefundenhatten,
als der Staat noch gar nicht existierte –
warseit 1950gesetzlichgeregelt.DieKnes-
sethattesichdabeiandenepochemachen-
den Rechtsgrundlagen des Nürnberger
Prozesses orientiert, die Straftatbestände
aber um einen Punkt erweitert: „Verbre-
chen gegen das jüdische Volk“.

Auch die Bundesregierung musste sich
sortieren, als die Nachricht von Eich-
manns Verhaftung kam. Dabei half, dass

KonradAdenauer zweiMonate zuvorBen-
Gurion erstmals persönlich begegnet war;
die Fotos von dem Treffen im New Yorker
Waldorf Astoria wurden rasch zu Ikonen
der deutsch-israelischen Annäherung.
Aber kurioserweise half es auch, dass es
noch immer keine diplomatischen Bezie-
hungengab (die deutsche Industrie fürch-
tetearabischeSanktionen):So ließsichbe-
gründen, dass Bonn von Jerusalem nicht
Eichmanns Auslieferung verlangte.

Sogar staatlichen Rechtsschutz sollte
der Angeklagte, anders als für deutsche
NS-Verbrecher vor ausländischen Gerich-
ten bisher die Regel, nicht erhalten. Die
Bundesregierung ging auf größtmögliche
Distanz–undAdenauer, zumzweitenMal
binnen 15 Monaten, aus Angst um das in-
ternationale Ansehen der Republik ins
Fernsehen: „Im deutschen Volkskörper,
immoralischen Leben des deutschen Vol-
kes, gibt es heute keinenNationalsozialis-
mus mehr, kein nationalsozialistisches
Empfinden“, verkündete der Kanzler am
Vorabenddes Prozessbeginns.Wie sehr er
sich dabei selber glaubte?

Immer wieder in seiner langen Amts-
zeit wich Adenauer, wenn es umden Anti-
semitismus ging, in beschwörendes
Wunschdenkenaus,etwanachdenHaken-
kreuzschmierereienanderKölnerSynago-
ge zu Weihnachten 1959. Und selbstver-
ständlich sorgte er sichwegenHans Glob-
ke, seinem ewig treuen und ewig umstrit-
tenen Staatssekretär, den die DDR, hätte
man sie nur gelassen, als Nebenklägerin
in Jerusalem zu Eichmanns Ex-Kompli-
zen stilisiert hätte.

Die vergangenheitspolitische Land-
schaft der Bundesrepublik war, als Eich-
mann in Jerusalem vor seinen Richtern
stand, schonseit zwei,drei Jahren inBewe-
gung geraten. Vor allem der skandalöse
AhndungsstillstandgegenüberNS-Tätern
schien sich aufzulösen: Ein in Ulm fast
durch Zufall zustande gekommener Pro-

zess gegen Angehörige des SS-Einsatz-
kommandos Tilsit hatte im Sommer 1958
die Aufmerksamkeit auf die Massenmor-
de an den Erschießungsgruben gelenkt;
die Justizministerkonferenz reagierte mit
derEinrichtungdernochheute ermitteln-
den Zentralen Stelle in Ludwigsburg.

In Frankfurt, wo Generalstaatsanwalt
Fritz Bauer früh Hinweise auf Eichmanns
AufenthaltsorterhaltenundnachIsraelge-
geben hatte, liefen die Vorbereitungen für
mehrere NS-Verfahren auf Hochtouren,
darunter auch für den dann 1963 eröffne-
ten Auschwitz-Prozess. Und in West-Ber-
lin organisierte Reinhard Strecker 1959
mit ein paar Freunden vom Sozialisti-
schenDeutschenStudentenbunddieWan-
derausstellungüber „UngesühnteNazijus-
tiz“. Auch aus solchen Gründen wurden
die Jerusalemer Verhandlungen in der
BundesrepubliknichtganzsosehrzurMe-
diensensation wie in Israel oder in den
USA,wodasFernsehenprozesstäglichBil-
der aus demGerichtssaal übertrug.

Die weltweiteWirkung und Bedeutung
des Verfahrens allerdings war eminent:
Anders als 1945/46 in Nürnberg stand im
Eichmann-ProzessderGenozidandenJu-
denimZentrum,undandersalsbeiderAb-
rechnung mit den übrig gebliebenen
„Hauptkriegsverbrechern“, die sichvoral-
lem auf deren hinterlassene Akten stützte
(die später so genannten Nürnberger Do-
kumente), erhielten in Jerusalem Überle-
bende dasWort. Mehr als hundert von ih-
nen, manche zum Missfallen einer so
strengen Beobachterin wie Hannah
Arendt, legtenZeugnisabüberdieDimen-
sionen des Verbrechens. So veranschau-
lichte der Prozess in noch kaum gehörter
Weise einGeschehen, für das seitdem, zu-
nächst allerdings nur im Land der Überle-
benden, ein bis dahin fast unbekanntes
Wort geläufiger wurde: Holocaust.
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D
ie Zivilgesellschaft inRussland be-
findetsich ineinerseltsamenSitua-
tion: Je stärker der Druck ist, den

die Behörden auf sie ausüben, desto akti-
ver werden jeneMenschen, die im wahrs-
ten Sinn des Wortes als Bürgerinnen und
Bürger bezeichnet werden können – die
Rede ist von Menschen, denen die in der
Verfassung verankerten Bürgerrechte
nicht egal sind. Die Januar- und Februar-
proteste in diesem Jahr zeigten nicht nur
dieBereitschaftderBürgerinnenundBür-
ger, ihre Unzufriedenheit mit den Aktio-
nendes Kreml undder „Silowiki“ (Militär,
Geheimdienst, Polizei, Innenministeri-
um) auszudrücken, sondern auch ihre Fä-
higkeit zur Solidarität. Jedenfalls blieben
diejenigen, die während der Proteste fest-
genommenwurden, nicht ohne Hilfe.

FrüherhabendieBehördennurdiepoli-
tische Aktivität der Opposition kriminali-
siert, alsoderjenigen,diewieAlexejNawal-
ny offen um dieMacht kämpften. Nun er-
klären sie auchdenProtestderZivilgesell-
schaft für kriminell. Dabei gibt es immer
nocheinenbedeutendenUnterschiedzwi-
schen der politischen Opposition und der
Zivilgesellschaft in Russland. Die Zivilge-
sellschaft kämpft nicht umMacht, sie for-
dert dieWiederherstellungderGerechtig-
keit und der verfassungsmäßigen Rechte:
vom Umweltschutz bis zu den Wahlrech-
ten,wie es bei denProtesten imvergange-
nen Jahr in Chabarowsk der Fall war, wo
dieMenschengegendieAbsetzungdesge-
wählten Gouverneurs protestierten.

Die hochrangigsten russischen Politi-
kerwieAußenministerSergejLawrowlen-
ken die Aufmerksamkeit gern darauf, wie
brutal die Polizisten in westlichen Län-
dern angeblich Demonstranten behan-
deln.Dies ist gegenüberdemAusland eine
Strategie des Whataboutism: „Sagt uns
nicht, wie wir leben sollen, schaut, die Si-
tuation bei euch ist noch schlimmer.“ Dies
ist jedoch ein falscherVergleich.Die russi-
schen wie auch die belarussischen De-
monstrationen zeichnen sich durch ihre
hohe politische Kultur aus.

Eshandelt sichumeinenfriedlichen,ge-
waltfreien Protest, das Recht darauf ist im
Artikel 31 der Verfassung der Russischen
Föderation verankert. Niemand zerbricht
Schaufenster, niemand verbrennt Autos,
niemandstürmtdenKremloderdasParla-
ment. Trotzdem gelten die Demonstran-
tennun als offene Feinde des Regimes, als
Ausgestoßene, die nichtmehr der Rechts-
staatlichkeit unterliegen. Polizisten, Er-
mittler undRichter lassen eine offene, zy-
nischeWillkür walten.

Die Zivilgesellschaft ist gezwungen, an
mehreren Fronten zu kämpfen. Erste
Front: Es herrscht praktisch ein offener
Bürgerkrieg mit dem Staat. Die Behörden
haben ein für alle Mal ihre Strategie ge-
wählt – eine offeneUnterdrückungder Zi-
vilgesellschaftdurchPolizeiundGesetzge-

bung. Sie beschränken sich dabei nicht
auf die Unterdrückung von öffentlichen
Protesten. Hinzu kommen die Einschrän-
kungen des Internets und der sozialen
Netzwerke, die Kennzeichnung von Bür-
gerorganisationenund jetzt auch vonEin-
zelpersonen mit dem demütigenden Sta-
tus „ausländische Agenten“ und auch Be-
schränkungen im Bildungsbereich.

DiezweiteFrontbesteht inderKonfron-
tationmit der sogenannten konservativen
Zivilgesellschaft, das heißt, mit den ag-
gressiven Loyalisten, die bei Protesten für
Provokationen sorgen und im Internet
trollen. Die dritte Front ist der Kampf ge-
gen die russische Ausprägung des Spieß-
bürgers,denalldieseProtesteund jedeAk-
tivität der Zivilgesellschaft aus dem
Gleichgewicht bringen. Der „Mann der
Mitte“ blendet schlechte Nachrichten
über die russische Führung aus – ein psy-
chologischer Schutzmechanismus.

Vermutlich deshalb stieg nach den
jüngsten Protesten der Anteil der Men-
schen, die Nawalnys Tätigkeit missbilli-
gen, von 50 auf 56 Prozent; das sagen je-
denfalls die Zahlen des Lewada-Zen-
trums, eines unabhängigenMeinungsfor-
schungsinstituts.DerwichtigsteOppositi-
onelle stört offenbardasWeltbildderKon-
formisten, die sich als Mitte der Gesell-
schaft verstehen.Eskommtauchvor, dass
sich ein gleichgültiger Konformist in ei-
nen aggressiven Loyalisten verwandelt.

Es gibt noch ein interessantes Phäno-
men: Laut Umfragen sehen die meisten
Russen den Protest gegen die Verhaftung
des Gouverneurs in Chabarowsk positiver
als die Demonstrationen zum Schutz Na-
walnys in Moskau, Petersburg und ande-
ren Städten. Woran das liegt? Vor allem
daran, dass dort eine andere soziale Zu-
sammensetzung der Demonstranten ver-
mutetwird.DerdurchschnittlicheBefrag-
te ist davon überzeugt, dass in Chabar-
owsk, an der Grenze zu China gelegen,
durchschnittliche Menschen auf die Stra-
ße gingen, in den großen Städtendagegen

eine vom Westen bezahlte obere Mittel-
schicht. Was natürlich nicht stimmt, aber
einwichtigerFaktor ist:EinProtest imZei-
chenvonNawalnywirdschlechter angese-
henalsDemonstrationenundKundgebun-
gen ohne Anführer in den Provinzen. Na-
walny wird vom „Mann der Mitte“ oft als
Agent desWestens eingeschätzt.

Solch ein „Mann derMitte“, der die Be-
hörden nicht mag, aber ihnen gehorcht
und sein Misstrauen gegenüber allem Li-
beralenäußert,widersetzt sichdermoder-
nen Zivilgesellschaft. Er bleibt die Stütze
derMächtigen,weil er,wenner insWahllo-
kal kommt,mechanischdasRitual derLo-
yalität erfüllt und für die regierende Klas-
se stimmt. Solange der Kreml eine solche
Stützehat,wirder inZusammenarbeitmit
den Silowiki bei seiner Strategie bleiben:
strengste Unterdrückung der Minderheit,
also der Vertreter der Zivilgesellschaft
und der politischen nicht-parlamentari-
schen Opposition.

Die Staatspropaganda und die Staats-
männer wiederholen immer wieder das
Mantra: JedegegenPräsidentWladmirPu-
tin gerichtete Aktion ist eine Aktion gegen
Russland, sie ist vom Westen inspiriert
und bezahlt. Am häufigsten werden abs-
trakte „Geheimdienste“ und ein seltsa-
mes Symbol der westlichen Macht – das
US-Außenministerium – genannt. Die
massive Gehirnwäsche entfaltet ihreWir-
kung, auchwenn sie imGegensatz zu frü-
heren Jahren nicht mehr die Menschen
mobilisiert, sich um die russische Flagge
zu versammeln. „Der westliche Einfluss“
und „die Untergrabung der Souveränität“
bleiben Begriffe, die in den Köpfen der
durchschnittlichen Russen fest verankert
sind, zumindest bei denen, die generell ei-
ne restriktive Gesetzgebung gegen „aus-
ländische Agenten“ billigen.

Deshalb macht jede – insbesondere fi-
nanzielle – Unterstützung für den russi-
schen Zivilsektor seitens der europäi-
schen oder amerikanischen Organisatio-
nen oder Staaten sofort jede Nichtregie-
rungsorganisation (NGO) und jede Einzel-
person zu einer Zielscheibe für Regulie-
rungsorgane oder Strafbehörden. DenOr-
ganisationen, die als ausländische Agen-
ten deklariert wurden, fällt es äußerst
schwer, ihr ziviles Engagement in Russ-
land fortzusetzen – manchmal schrecken
potenzielle Partner vor ihnen zurück. Da-
her ist alles,wasdiewestlichenLänder tun
können, eine noch stärkere Öffnung von
Bildungs- und Tourismusmöglichkeiten
vor allem für junge Russen.

Die missliche Situation der Zivilgesell-
schaftwirdnoch langeanhalten.UnterPu-
tinwirdeskeineVeränderungen,keine Li-
beralisierung geben.

Andrej Kolesnikow ist Leiter des Programms Innen-
politik am Moskauer Carnegie-Zentrum.
Übersetzung: Irina Demina.

Ging es um Antisemitismus,
flüchtete Kanzler Adenauer in
beschwörendes Wunschdenken
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Putins
Spießer

Der Staat bekämpft die
russische Zivilgesellschaft
mit allen Mitteln. Ihm hilft

dabei der „Mann der Mitte“ –
die größte Stütze des Kreml

VON

ANDREJ KOLESNIKOW

Der Prozess
Vor 60 Jahren stand Adolf Eichmann in Jerusalem

vor Gericht. Es war ein Weltereignis – und eine Zäsur

für die Überlebenden des Holocaust

VON NORBERT FREI

Alexej Nawalny ist für die
autoritätshörigen Konformisten
ein Agent des Westens

Unter diesem Präsidenten
wird es keine Veränderungen,
keine Liberalisierung geben
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Das neue 
Lieferketten-
gesetz stärkt 

Menschenrechte 
weltweit.

Das neue Lieferkettengesetz schafft verbindliche Regeln für große Unternehmen, um  Menschenrechte 

 weltweit zu stärken. Sie werden ab 2023 verpflichtet, nicht nur in ihrem  eigenen Geschäftsbereich, 

 sondern auch bei ihren Zulieferern in aller Welt auf faire Arbeits- und Lebensbedingungen zu achten. 

Die Bundesregierung unterstützt sie dabei.

Erfahren Sie mehr: 

www.wirtschaft-menschenrechte.de


